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Einführung 

Mit der Beschlussfassung der Wiehler Leitlinien zur Umsetzung des Bau-Turbos durch den Rat der Stadt Wiehl, wird ein klarer politischer und strategischer Ori-

entierungsrahmen für die beschleunigte Schaffung von Wohnraum entwickelt. Die Leitlinien sind als dynamisches, sich entwickelndes Steuerungsinstrument zu 

verstehen, welches sich nicht als ein starres in sich abgeschlossenes Regelwerk begreift, sondern dynamisch auf die in der Praxis gewonnenen Erkenntnisse und 

Herausforderungen reagieren soll.  

Die Leitlinien dienen dazu, das Handeln der Kommune transparent und nachvollziehbar zu gestalten. Sie legen verbindliche Grundsätze fest, nach denen Ent-

scheidungen getroffen werden.  

Die Notwendigkeit die Leitlinien als „lebendiges“ Steuerungsinstrument aufzufassen, ergibt sich aus mehreren Gründen: Zum einen ist der Bau-Turbo ein neues 

Instrument, das durch experimentelle und zeitlich befristete Gesetzgebung geprägt ist. Seine Wirkungen und Wirkungsgrenzen im kommunalen Kontext kön-

nen erst durch praktische Anwendung und Erfahrungen valide beurteilt werden. Zum anderen entstehen in der kommunalen Verwaltung und Politik stetig neue 

Erkenntnisse über die Balance zwischen beschleunigtem Bauen, planerischer Qualität, sozialer Verträglichkeit und Umweltbelangen. Diese Erkenntnisse müssen 

systematisch in die Leitlinien zurückfließen, um deren Wirksamkeit und Akzeptanz zu erhöhen.  

Zudem beeinflussen auch sich verändernde Rahmenbedingungen etwa  gesetzliche Entwicklungen, verändertes Nutzerverhalten , technologische Neuerungen 

oder gesellschaftliche Erwartungen, wie mit Wohnraumbedarfen und Stadtentwicklung umzugehen ist, die Anforderungen an die Leitlinien. Nur eine flexible 

und überprüfbare Ausgestaltung der Leitlinien gewährleistet, dass der Bau-Turbo dauerhaft als ein wirksames und zugleich nachhaltiges Instrument für kom-

munale Wohnraumförderung nutzbar bleibt.  

Die Leitlinien sollen deshalb, als ein lebendiges Dokument etabliert werden, welche in regelmäßigen Abständen – idealerweise eingebettet in kommunale Eva-

luationsprozesse und Dialogformate mit Fachverwaltung, Politik und Bürgerschaft  - überprüft und bei Bedarf fortgeschrieben wird. Diese Anpassungen sichern 

die kontinuierliche Qualitätskontrolle, ermöglichen ein lernendes Verfahren und stärken damit die kommunale Handlungskompetenz bei der Nutzung des Bau-

Turbos.  

Die Zulassung eines Bauvorhabens bleibt jedoch immer eine Einzelfallentscheidung. Es sollte die Option bestehen, von den Leitlinien abzuweichen, sofern ge-

wichtige Gründe vorliegen, die eine solche Entscheidung rechtfertigen. Entsprechende Begründungen sind zu dokumentieren und in die Evaluation einzubrin-

gen. 

 



Rechtliche Vorgaben und Leitlinien mit Begründung 

 
Rechtliche Vorgaben 
 

 
Begründung 

Der Bau-Turbo ist nur dann anwendbar, wenn die 
normalen Zulassungsinstrumente des Baupla-
nungsrechts nicht greifen 

§ 246e BauGB ist als auffangende Öffnungsklausel für den Wohnungsbau zu verstehen. Vorrangig sind 
die spezielleren Instrumente zu prüfen: im Bebauungsplangebiet die Befreiung nach § 31 Abs. 2 und 3 
BauGB, im unbeplanten Innenbereich die abweichende Zulassung nach § 34 Abs. 3b BauGB – beides mit 
erweiterten Zulassungsmöglichkeiten zugunsten des Wohnens. Greifen diese Instrumente nicht (oder 
nicht weit genug), kann § 246e BauGB punktuell das Planmäßigkeitsprinzip durchbrechen und die Zulas-
sung ermöglichen – stets mit Zustimmung der Gemeinde.  
 
Daher ist zunächst eine Prüfung der Genehmigungsfähigkeit nach den normalen Vorgaben, sodann bei 
Bebauungsplanabweichungen die Prüfung von § 31 Abs. 2 und 3 BauGB vorzunehmen. Bei tiefgreifenden 
Abweichungen vom Planungsrecht / Bebauungsplan sollte auf § 246e BauGB zurückgegriffen werden, da 
in diesen Fällen andere Vorschriften nicht greifen. Dies ist bei der Auslegung eines Bauantrags zu doku-
mentieren und zu begründen. Eine Inkenntnissetzung des Bauherrn über das Ergebnis bietet sich an.  
 
Das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen nimmt hierzu wie folgt Stellung: 
„Grundsätzlich kann ein Bauvorhaben entweder über eine Befreiung nach § 31 Absatz 3 oder über den 
Bau-Turbo nach § 246e BauGB ermöglicht werden. Wenn jedoch absehbar ist, dass erhebliche zusätzliche 
Umweltauswirkungen entstehen, ist eine Befreiung nach § 31 Absatz 3 BauGB nicht möglich. In solchen 
Fällen erlaubt § 246e BauGB eine Entscheidung über das Bauvorhaben, nachdem eine Strategische Um-
weltprüfung durchgeführt wurde.“ 
 

Der Primärzweck des Vorhabens muss die Reali-
sierung von Wohnnutzung darstellen. 

Der Anwendungsbereich des Bau-Turbos betrifft Wohnungsbauvorhaben, die durch die §§ 31 Absatz 3 
und § 34 Absatz 3b BauGB sowie die befristete Sonderregelungen nach § 246e BauGB deutlich schneller 
geplant und genehmigt werden können.  
 
Ein Gebäude dient baurechtlich Wohnzwecken, wenn es dazu bestimmt und geeignet ist, Menschen auf 
Dauer Aufenthalt und Unterkunft zu ermöglichen. Eine untergeordnete Nutzung ist nur dann ausnahms-
weise möglich, wenn sie den primären Wohnzweck nicht beeinträchtigt. Beispielsweise können Räume, 
die sowohl Wohnzwecken als auch gewerblichen oder beruflichen Zwecken dienen, je nachdem, wel-



chem Zweck sie überwiegend dienen, entweder ganz den Wohnzwecken oder ganz den gewerblichen 
oder beruflichen Zwecken zugerechnet werden. Vorhaben im Zusammenhang mit Wohnzwecken die-
nenden Gebäuden sind abzugrenzen von Gebäuden mit anderen speziellen Wohnnutzungen wie Wo-
chenend- und Ferienhäusern. Die Erweiterung eines Wohngebäudes muss Wohnzwecken dienen und 
darf insbesondere nicht gewerblich geprägt sein. 
 

Die Ziele der Raumordnung und Landesplanung 
müssen eingehalten werden. 

§ 246e BauGB setzt die Vorgaben der Raumordnung nicht außer Kraft. Er erlaubt Abweichungen nur von 
Vorschriften des BauGB und den aufgrund dieses Gesetzbuchs erlassenen Normen (BauNVO, bauplaneri-
sche Satzungen etc.)  nicht aber von Zielen und Grundsätzen der Raumordnung aus dem Regionalplan. 
 
Ziele und Grundsätze der Raumordnung gelten weiterhin – allerdings binden sie die Baugenehmigungs-
behörde nur, wenn das Vorhaben raumbedeutsam ist. Raumbedeutsam sind Planungen /Maßnahmen, 
die in erheblichem Umfang Raum in Anspruch nehmen oder durch die die räumliche Entwicklung oder 
Funktion eines Gebiets in relevantem Maße beeinflusst wird. 
 
Kollidiert ein (raumbedeutsames) § 246e-Vorhaben mit einem Ziel der Raumordnung, ist es ohne Zielab-
weichung unzulässig; Abhilfe kann nur über ein raumordnerisches Zielabweichungsverfahren geschaffen 
werden; insbesondere bei Wohnbauvorhaben im Innenbereich wird diese Kollision regelmäßig zu vernei-
nen sein. 
 

Das Vorhaben berücksichtigt das sonstige öffent-
liche (Fach)Recht. 

§ 246e BauGB ermöglicht nur ein Abweichen von BauGB-Vorgaben. Der Bau-Turbo bietet keine Abwei-
chungsmöglichkeit hinsichtlich öffentlicher Belange bzw. vom sonstigen (Fach)recht. 
 

  



 
Leitlinien 
 

 
Begründung 

Keine Anwendung des Bau-Turbos auf Flächen die 
als 

- Grünfläche, 
- Parkanlage,  
- Spielplatz oder  
- Schutzgebiet (z.B. Naturschutzgebiet 

/Landschaftsschutzgebiete Zone II 
(„Wiehl-L2.2-2“ aus LP Nr. 9 Wiehl / 
Oberbergischer Kreis ) 

im Flächennutzungsplan ausgewiesen, im Bebau-
ungsplan festgesetzt oder in der Örtlichkeit vor-
handen sind. 

Eine wichtige Zielsetzung der Stadtplanung ist die kompakte Siedlungsstruktur, die den Flächenverbrauch 
begrenzt und eine effiziente Nutzung der vorhandenen Infrastruktur ermöglicht. Vor diesem Hintergrund 
werden u.a. regionalplanerische flächenbezogene Regelungen, welche Flächen für Wohn- und Siedlungs-
zwecke vorgesehen sind und welche als Grünzonen, Naturschutz- oder Erholungsgebiete geschützt wer-
den, getroffen. Die Anwendung des Bau-Turbos in diesen geschützten Bereichen würde die Zielsetzungen 
u.a. der regionalen Raumordnung unterlaufen und zudem auch die langfristige Planbarkeit der Stadtent-
wicklung gefährden. 
 
Auch spielen Grünflächen, Parks und Spielplätze eine zentrale Rolle im städtischen Mikroklima. Sie för-
dern Luftaustausch, wirken dem städtischen Wärmeinseleffekt entgegen und sind wichtige Elemente der 
klimafreundlichen Stadtgestaltung. Eine bauliche Nutzung dieser Flächen führt zu einer Verschlechterung 
des Stadtklimas und kann negative Auswirkungen auf die Gesundheit der Bevölkerung haben. 
 
Alle benannten Freiflächen und Schutzausweisungen stellen wichtige soziale und ökologische Ressourcen 
dar und erfüllen öffentliche Funktionen, die durch den Bau von Wohngebäuden unwiederbringlich verlo-
ren gehen würden. Der Bau-Turbo soll zwar den Wohnungsbau beschleunigen, darf aber nicht auf Kosten 
des Schutzes und der Erhaltung dieser lebenswichtigen Freiräume gehen. 
 

Keine Anwendung des Bau-Turbos in Gewerbege-
bieten. 

Der Bau-Turbo ermöglicht grundsätzlich Wohnbauvorhaben auch in festgesetzten Gewerbegebieten, 
wenn die sonstigen Tatbestandsvoraussetzungen des § 246e BauGB erfüllt sind.  
 
Die Rechtsprechung zum Gebietserhaltungsanspruch, die früher Wohnnutzungen in Gewerbegebieten 
ausschloss, ist zwar mit dem Bau-Turbo teilweise entfallen, dennoch ist der Schutz vor Lärmbeeinträchti-
gungen und deren gegenseitige Zumutbarkeit grundsätzlich nicht miteinander vereinbar. Wohnbau und 
gewerbliche Nutzung sind in Gewerbegebieten deshalb nur unter strengen Bedingungen miteinander 
vereinbar (Betriebsleiterwohnen). 
 
Trotz der abgesenkten Anforderungen an die Wahrung der Grundzüge der Planung (§ 31 Abs. 3 BauGB 
und § 246e BauGB) müssen weiterhin öffentliche Belange und nachbarliche Interessen beachtet werden. 
Dazu zählen besonders der Erhalt gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie der Schutz wirtschaftli-



cher Interessen der Gewerbebetriebe.  
 
Zudem ist es in einer Kommune mit begrenztem Gewerbebauland, wie Wiehl, aus stadtentwicklungspoli-
tischer Sicht zwingend, diese wertvollen Gewerbeflächen nicht durch Wohnnutzungen zu gefährden.  
 
Die wirtschaftliche Bedeutung und der Erhalt der funktionierenden gewerblichen Infrastruktur sichern 
Beschäftigung und Steuerkraft vor Ort. Eine Vermischung mit Wohnnutzungen birgt die Gefahr von Nut-
zungskonflikten, die Investitionen und Gewerbeansiedlungen hemmen könnten. Deshalb soll im Sinne 
einer nachhaltigen und geordneten Stadtentwicklung der Bau-Turbo in Gewerbegebieten nicht ange-
wendet werden. Das begrenzte Gewerbebauland ist ausschließlich für gewerbliche Zwecke vorzuhalten. 
So wird die Qualität der gewerblichen Standorte gewahrt; Wohnungsbau soll vorzugsweise unmittelbar 
an bestehende Siedlungen angrenzen und unter Berücksichtigung der Schutz- und Verträglichkeitskrite-
rien umgesetzt werden. 
 

Vorhaben sollen sich insbesondere hinsichtlich 
der Höhe baulicher Anlagen und der Bauweise in 
die Eigenart der näheren Umgebung einfügen. 

Bei umfangreichen, seriellen Abweichungen von einem Bebauungsplan droht die Funktionslosigkeit des 
Plans, wenn die tatsächlichen Verhältnisse so stark von den Planfestsetzungen abweichen, dass das städ-
tebauliche Regel-Leitbild kippt und der Bebauungsplan seine Gestaltungsfunktion dauerhaft verliert. Das 
Vertrauen in die Planfortgeltung wird in diesem Fall nicht mehr geschützt. Daher ist ein Monitoring der 
Abweichungen essenziell, um rechtzeitig Planänderungen oder Aufhebungen einzuleiten und so Rechts-
klarheit zu sichern. 
 
Dies gilt auch für Bauvorhaben nach Bauturbo-Regeln: Obwohl einzelne Vorhaben durch den Bau-Turbo 
den beplanten und unbeplanten Innenbereich prägen können (Art, Maß, Bauweise, überbaute Fläche), 
gibt es keinen Automatismus, dass ein einzelner „Fremdkörper“ maßstabsbildend wird. Vielmehr sollen 
Baukörper, die mehrheitlich im unbeplanten Innenbereich vorhanden sind und das Ortsbild prägen als 
Vorbild herangezogen werden. Mehrere Neubauten, die den bestehenden baulichen Rahmen überstei-
gen, können ungewollt einen neuen Bezugsmaßstab schaffen und die städtebauliche Entwicklung des 
Ortsbildes negativ beeinflussen. 
 
Dementsprechend ist es naheliegend, Klarheit und Transparenz darüber zu schaffen, welche Maßstabs-
faktoren bei der Anwendung des Bau-Turbos als städtebauliche Bezugsgrößen angewandt werden sollen. 
Das verhindert ungeplante städtebauliche Entwicklungen und schützt die kommunale Planungshoheit. 
Daraus folgt, dass diese Zulässigkeitskriterien auch für den Bau-Turbo maßgeblich sind, um die städte-



bauliche Qualität und Rechtsklarheit zu wahren. Die Anwendung des Bauturbos darf nicht dazu führen, 
dass der Bebauungsplan seine Funktion verliert oder das städtebauliche Leitbild der Kommune unter-
wandert wird. Vielmehr muss der Bau-Turbo gezielt und gesteuert eingesetzt werden, begleitet von ei-
nem Monitoring und ggf. Anpassungen der Planung, um eine geordnete, nachvollziehbare und nachhalti-
ge Stadtentwicklung sicherzustellen. 
 

Die Anwendung des Bau-Turbos ist im siedlungs-
nahen Außenbereich nur unter den folgenden 
Bedingungen, jeweils einzelfallabhängig be-
gründbar, zulässig: 
- Das Vorhaben darf nicht im Zusammenhang 

mit einer Splittersiedlung stehen. 
- Das Vorhaben muss im Zusammenhang mit 

Gebieten nach § 30 Absatz 1, Absatz 2 oder § 
34 BauGB stehen. 

- Das Vorhaben darf nicht in einer deutlich 
abgesetzten Lage vom bestehenden Sied-
lungsbereich liegen. Davon ist in der Regel 
auszugehen, wenn das Vorhaben weiter als 
100m vom letzten Hauptgebäude entfernt 
liegt.  

- Das Vorhaben darf nicht räumlich vom Sied-
lungsbereich getrennt entstehen (Trennwir-
kungen hinsichtlich einer gestörten Anbin-
dung an den Siedlungsbereich liegen z.B. bei 
Bahnanlagen, breiten Freiflächen, Waldgür-
teln, Gewässern vor). 

- Das Vorhaben muss als organische Fortent-
wicklung des Siedlungsbereichs wahrge-
nommen werden. 

- Den Siedlungsbereich vom Außenbereich 
trennende Raumkanten dürfen durch das 
Vorhaben nicht aufgebrochen werden. 

Soll ein Vorhaben auf Rechtsgrundlage des Bau-Turbos entstehen, ist dies im Zusammenhang mit einer 
Splittersiedlung planungsrechtlich grundsätzlich unzulässig. § 246e BauGB kann nur laut Gesetzestext im 
räumlichen Zusammenhang mit Flächen nach § 30 Abs. 1, Abs. 2 BauGB und 34 BauGB angewandt wer-
den. Splittersiedlungen sind davon gerade nicht erfasst, da sie keinen ausreichenden Siedlungszusam-
menhang bzw. Ortsteil bilden. 
 
Darüber hinaus wird bei § 246e BauGB kein unmittelbarer räumlicher Zusammenhang gefordert. Voraus-
setzung ist vielmehr, dass die Vorhaben nur im räumlichen Zusammenhang mit den Gebieten nach § 30 
Absatz 1, Absatz 2 oder § 34 BauGB stehen. Damit soll deutlich werden, dass nicht nur solche Vorhaben 
erfasst werden, die sich nahtlos an Gebiete nach § 30 Absatz 1, Absatz 2 oder § 34 BauGB anschließen, 
sondern beispielsweise auch solche, die sich trotz eines gewissen Abstands noch als organische Fortent-
wicklung des Siedlungsbereichs darstellen und von dessen Erschließungsanlagen sowie infrastruktureller 
Anbindung, einschließlich der sozialen Infrastruktur, profitieren können.  
 
Ob der räumliche Zusammenhang besteht, ist in jedem Einzelfall zu prüfen. Bei deutlich abgesetzter Lage 
fehlt dieser Zusammenhang. Davon ist laut Gesetzesbegründung ab einer Entfernung von mehr als 100 
Metern vom bestehenden Siedlungsbereich in jedem Fall auszugehen. Die Entfernung wird von der Au-
ßenwand des bestehenden Hauptgebäudes bis zur Außenwand des geplanten Hauptgebäudes gemessen. 
Gegen Siedlungsnähe sprechen außerdem Trennwirkungen (Bahnanlagen, breite Freiflächen, Waldgürtel, 
Gewässer) und fehlende Anbindung. Der Gesetzgeber verwendet bewusst den weiteren Begriff „räumli-
cher Zusammenhang“. Entscheidend ist das Gesamtbild: Sichtbeziehungen, Erschließungsanbindung, 
Strukturkanten. 



Die Erschließung des Vorhabens (im Sinne des § 
30 BauGB) ist gesichert. 

Die Berücksichtigung dieser Kriterien soll die kommunale Planungshoheit erhalten und zugleich zu einer 
ausgewogenen Abwägung zwischen Wohnraumbedarf und gewerblichen Standortbelangen beitragen. 
 
Die Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse fördert auch eine nachhaltige und funktiona-
le Stadtstruktur, insbesondere, sollte der Bau-Turbo zeitlich begrenzt auslaufen. 
 
Auch im Kontext des Bauturbos gilt die gesicherte Erschließung als unabdingbare Voraussetzung. Obwohl 
der Bau-Turbo als Instrument zur Beschleunigung und Vereinfachung der Bauverfahren dient und Abwei-
chungen von bauplanungsrechtlichen Vorschriften zulässt, darf dies nicht zu einer Vernachlässigung 
grundlegender funktionaler Anforderungen wie der Erschließung führen. Denn die Beschleunigung darf 
nicht auf Kosten der ordnungsgemäßen städtebaulichen und technischen Ausstattung von Bauvorhaben 
gehen. 
 
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Erschließung die grundsätzliche Nutzbarkeit und Zugänglichkeit 
des Grundstücks gewährleistet. Dies ist eine wesentliche Voraussetzung, um eine problemlose und siche-
re Anbindung an das öffentliche Verkehrsnetz sowie an die Versorgungsinfrastruktur (wie Wasser, Ab-
wasser, Energie und Telekommunikation) zu garantieren. Ohne eine gesicherte Erschließung kann kein 
ordnungsgemäßer Bau- und Nutzungsbetrieb gewährleistet werden, was neben praktischen Anforderun-
gen auch rechtlich zu einer Unzulässigkeit des Vorhabens führt. 
 

Bei Anwendung des Bauturbos im Geltungsbe-
reich folgender Satzungen ist zwingend eine Vor-
stellung im Ausschuss für Stadtentwicklung, Pla-
nung und Mobilität erforderlich: 
- Denkmalbereichssatzung in Marienhagen  
- Erhaltungssatzung Sonnenhang 
 

Der Ortskern von Marienhagen unterliegt aufgrund seiner historischen Gebäude besonderen gestalteri-
schen Anforderungen, die durch die Denkmalbereichssatzung geregelt sind. Diese Satzung fordert, dass 
bauliche Maßnahmen, Neubauten, Anbauten und Veränderungen so gestaltet werden müssen, dass sie 
sich harmonisch in das historische Gesamtbild einfügen.  
 
Das Baugebiet „Sonnenhang“ ist Ende der 1970er Jahre mit für diese Zeit typischen Gebäuden bebaut 
worden.  
Die Erhaltungssatzung wurde aufgestellt um diesen einheitlichen Eindruck hinsichtlich der äußeren Ge-
staltung in seinen wesentlichen Zügen zu erhalten.  
 
Ohne ein positives Votum des Ausschusses für Stadtentwicklung, Planung und Mobilität kann nicht ge-
währleistet werden, dass die Eingriffe in den historischen Ortskern Marienhagen und das Siedlungsgebiet 
„Sonnenhang“ die gestalterischen Vorgaben der Stadt erfüllen. 



Vorhaben, die über den Bau-Turbo zugelassen 
werden, werden mit einer Bauverpflichtung ver-
sehen.  
Sollen weitere Regelungen zum geplanten Bau-
vorhaben getroffen werden, können diese eben-
falls über einen städtebaulichen Vertrag verein-
bart werden. 

Ein vorhabenbezogener städtebaulicher Vertrag bei Bauvorhaben im Sinne des Bauturbos dient dazu, 
dass trotz der beschleunigten Bauverfahren und der dadurch erweiterten Zulässigkeit von Abweichungen 
vom Bebauungsplan die kommunalen städtebaulichen Ziele sowie öffentliche Belange gewahrt bleiben. 
 
Das Baugesetzbuch ermöglicht durch den Bau-Turbo eine schnellere Zulassung von Wohnbauprojekten 
ohne Bebauungsplan u.a. unter der Voraussetzung, dass die Gemeinde zustimmt. Die Zustimmung der 
Gemeinde nach § 36a BauGB schützt die kommunale Planungshoheit und erlaubt es, konkrete städtebau-
liche Anforderungen und Auflagen individuell mit den Antragstellenden zu vereinbaren. Ein städtebauli-
cher Vertrag ermöglicht es in diesem Zusammenhang, trotz der gesetzlichen Erleichterungen eine ver-
bindliche Regelung zu treffen, die beispielsweise Anforderungen an Gestaltung, soziale Infrastruktur oder 
Ausgleichsmaßnahmen berücksichtigt und damit den städtebaulichen Charakter sichert. Die Einhaltung 
dieser Bedingungen und Verpflichtungen können durch die Vereinbarung einer Vertragsstrafe oder ding-
lich abgesichert werden.- 

 


